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Urteil stärkt Online-Banking-Rechte für
betreute Personen im Rheinland!

Das Urteil des OLG Düsseldorf stärkt die Rechte betreuter
Personen im Online-Banking und klärt kritische

Bankpraktiken.

Frankenberg (Eder), Deutschland - Was für ein Sieg für den
Verbraucherschutz! Ein aktuelles Urteil des Oberlandesgerichts
Düsseldorf hat die Rechtslage für betreute Personen in Bezug
auf Online-Banking entscheidend verbessert. Die Klage wurde
von der Schutzgemeinschaft für Bankkunden, Kapitalanleger
und Versicherungsnehmer e.V. eingereicht und beleuchtet
wichtige Missstände im Umgang von Banken mit ihren Klienten,
die rechtlich betreut werden. Die Hauptkritikpunkte umfassten
die wiederholte Vorlagepflicht von Originalvollmachten bei jeder
Verfügung sowie die Weigerung, den Zugang zum Online-
Banking für diese betreuten Personen zu gewähren. Vor dem
Urteil sahen sich Betreuer gezwungen, Originaldokumente bei
jeder Transaktion erneut vorzulegen und oft lange Wege zur



Filiale zurückzulegen – von 16 bis 27 Kilometern.

Dank der Einigung zwischen den Parteien kommt jetzt jedoch
Bewegung in die Sache. Der Zugang für Betreuer zum Online-
Banking wurde durch das Gericht gestärkt, was bedeutet, dass
sie jetzt nicht mehr jedes Mal die Originalvollmachten vorlegen
müssen. Dadurch wird nicht nur Zeit gespart, sondern auch die
zahlreichen Fahrten zur Bank erspart.

Preiswürdige Gleichbehandlung

Das Gericht stellte zudem fest, dass ein Diskriminierungsverbot
für Zahlungskonten bestand. Die Bank konnte keine
überzeugenden Gründe für die Weigerung des Online-Zugangs
für betreute Personen anführen. Eine Gesetzesänderung, die
bereits zum 1. Januar 2023 in Kraft trat, machte die früheren
Argumente der Bank obsolet. Ein weiterer Punkt, der das Urteil
untermauert, ist die Feststellung, dass Betreuern der Zugang
zum Online-Banking nicht aufgrund fehlender Angaben zur
Wohnanschrift verweigert werden darf. Das Gericht konnte der
Bank in dieser Hinsicht nicht recht geben und betonte, dass die
Vorlage eines amtlichen Ausweises unabhängig von der
Betreuersituation für alle Geschäftspartner erforderlich ist.

Durch dieses Urteil wird die Gleichbehandlung aller Kunden in
den Vordergrund gerückt. Dabei gilt es auch, die verbindlichen
Vorschriften des Geldwäschegesetzes zu beachten, die nicht
außer Acht gelassen werden dürfen. Die Entscheidung stärkt die
Rechte von betreuten Personen im digitalen Zahlungsverkehr
enorm, was zu einem Teilerfolg für die Verbraucher geworden
ist.

Haftung und Sicherheit im Online-Banking

Ein weiteres bedeutendes Urteil, das die Position von
Verbrauchern im Online-Banking stärkt, stammt vom
Bundesgerichtshof. Hier ging es um unautorisierte
Abbuchungen, die trotz eines sicheren TAN-Verfahrens



durchgeführt wurden. Das Gericht entschied in diesem Fall
zugunsten des Verbrauchers und stellte fest, dass die Bank für
solche Vorgänge haftet, wenn sie nicht nachweisen kann, dass
der Kunde fahrlässig gehandelt hat. Das Urteil unterstreicht, wie
wichtig es ist, dass Banken ihre Sicherheitsverfahren so
gestalten, dass sie vor unautorisierten Transaktionen schützen.

Insgesamt zeigen diese Entwicklungen, dass Verbraucherrechte
im digitalen Finanzverkehr hoch im Kurs stehen und dass
rechtliche Betreuungsstrukturen auch in der digitalen Welt
nützlicher gestaltet werden können.
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